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Freunde und Förderer des HWWI

Im Oktober werden das HWWI und 

seine Vorläufer, die Zentralstelle des 

Kolonialinstitutes und das HWWA, 

100 Jahre alt. Seit 1949 unterstützt die 

Gesellschaft der Freunde und Förderer 

(GdFF) die angewandte wirtschafts-

wissenschaftliche Forschung dieser 

Institute in Hamburg. Das HWWI –

wie auch das ehemalige HWWA – ge-

hört zu den führenden Wirtschafts-

forschungsinstituten Deutschlands. 

Dies allerdings ohne eine von der öf-

fentlichen Hand gewährte Grundfi-

nanzierung. Neben den strategischen 

Partnern spielt deshalb die GdFF eine 

enorm wichtige Rolle bei der Finan-

zierung des HWWI. Sie unterstützt die 

Grundlagenforschung und Publikatio- 

nen, die sonst nicht kostenlos angebo-

ten werden könnten. Eine dieser Pu-

bikationen halten Sie gerade in den 

Händen. Die Euler Hermes Kreditver-

sicherungs-AG hat die neue Rolle der 

einzelnen Freunde und Förderer er-

kannt: Das Unternehmen ist das erste 

Mitglied mit dem Status eines strate-

gischen Förderers und einem entspre-

chend erhöhten Jahresbeitrag. Hier 

zeigt sich Unternehmensverantwor-

tung für unabhängige, exzellente For-

schung – zum Wohle von Wirtschaft 

und Gesellschaft. Herzlichen Dank, 

wenn auch Sie sich zu diesem Schritt 

entschließen sollten. GG

EDITORIAL PHARMAI N DUSTRI E

Die forschungsintensive Pharmabranche gehört zu den zentralen Zukunftsbranchen. 

Eine aktuelle Studie von HWWI und PricewaterhouseCoopers (PwC) untersucht die Chan-

cen der Pharmaindustrie in Deutschland anhand einer Standortanalyse und durch 

eine Befragung von Experten und Entscheidungsträgern deutscher und internationa-

ler Pharmaunternehmen. Es zeigt sich, dass der Pharmastandort Deutschland im inter-

nationalen Vergleich seit 1990 an Bedeutung verloren hat. Die Maßnahmen der Großen 

Koalition haben die Standortqualität in der letzten Zeit verbessert, sind aber aus Sicht 

der Interviewpartner häufig unzureichend. Weitere Maßnahmen müssen im internatio- 

nalen Kontext entwickelt werden. In der Studie werden konkrete Vorschläge zur Stärkung des 

Pharmastandorts Deutschland vorgelegt. Von Michael Bräuninger und Henning Vöpel
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I N DI ESER AUSGABE

In Zeiten der Globalisierung hat der Stand-

ortwettbewerb zwischen Ländern und Re-

gionen zugenommen. In Zukunft sind es 

die kapital- und wissensintensiven Indus-

trien, die für Wachstum sorgen werden. Da-

bei ist zu erwarten, dass es aufgrund neuer 

Technologien wie der Bio-, Nano- oder Gen-

technologie vor allem im Bereich Gesund-

heit, Medizin und Pharma verstärkt zu In-

novationen kommen wird. Gleichzeitig 

wird die Nachfrage nach solchen Produkten 

deutlich zunehmen. Die Weltbank geht da-

von aus, dass die Weltbevölkerung bis 2050 

auf rund 9 Milliarden Menschen steigen 

wird. In den Industrieländern wird gleich-

zeitig ein ausgeprägter demographischer 

Wandel stattfinden. Beide Trends werden 

die Gesundheitsnachfrage deutlich erhö-

hen (siehe Grafik). Vor diesem Hintergrund 

untersucht eine aktuelle Studie von HWWI 

und PwC die Chancen der Pharmaindust-

rie in Deutschland – insbesondere, ob und 

inwieweit die Politik der Großen Koalition 

der letzen Jahre konkret dazu beigetragen 

hat, die Standortqualität in Deutschland 

zur verbessern. 

Die Standortanalyse zeigt, dass der Phar-

mastandort Deutschland im internatio-

Der Pharmastandort Deutschland ist 
besser als sein Ruf

Quelle: Prognose des HWWI.
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nalen Vergleich seit 1990 an Bedeutung 

verloren hat. Zum einen sind neue konkur-

rierende Produktionsstandorte wie Irland, 

Schweden, Belgien und Dänemark hinzuge-

kommen. Zum anderen haben sich auch im 

Bereich F&E neben den Marktführern USA 

und Großbritannien mit Indien und Singa-

pur Schwellenländer etabliert. Für Deutsch-

land ist positiv anzumerken, dass die Zahl 

der Patentanmeldungen im Pharmabereich 

in den letzten Jahren stärker angestiegen 

ist als in konkurrierenden Pharmastandor-

ten. Bei kommerziellen klinischen Studien 

ist Deutschland seit 2006 auf Platz eins in 

Europa. Und bei der Produktion gentech-

nischer Arzneimittel ist Deutschland dank 

der hohen Investitionen von forschenden 

Pharmaunternehmen in den Ausbau be-

reits bestehender Anlagen weltweit hinter 

die USA auf Platz zwei vorgerückt.

Aus der Standortanalyse und den Exper-

tenbefragungen werden sowohl Stärken 

als auch Schwächen des Pharmastandor-

tes Deutschland deutlich. Zu den wichtigs-

ten Stärken gehören die hohe Qualifikation 

des wissenschaftlichen Personals und der 

Fachkräfte, eine gute Positionierung in aus-

gewählten Feldern der Spitzenforschung, 

die hohe Expertise in der High-Tech-Produk-

tion, der sofortige Marktzugang nach der 

Zulassung und die Marktpreisbildung für 

innovative Arzneimittel. Zu den wesentli-

chen Schwächen des Standortes Deutsch-

land zählen die hohe Regulierungsdichte 

sowie ineffiziente Antrags- und Genehmi-

gungsverfahren, die sich in verschiedenen 

Ausprägungen auf allen Stufen der Wert-

schöpfungskette bemerkbar machen. Nach-

holbedarf gibt es bei der Spitzenforschung 

und bei der Finanzierung mit Wagniskapi-

tal. Insgesamt wird der Standort Deutsch-

land bei den Expertenbefragungen deutlich 

schlechter eingestuft als bei einer objekti-

ven Analyse der Standortkriterien. Die zum 

Teil sehr kritische Beurteilung in den In-

terviews basiert im Wesentlichen auf den 

Kostendämpfungsmaßnahmen der deut-

schen Gesundheitspolitik. Der Einfluss des 

Absatzmarkts auf das Image des Standor-

tes wird besonders an zwei Punkten deut-

lich. So beeinträchtigen die Diskussionen 

um das Institut für Qualität und Wirtschaft-

lichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) und 

die schon vor einigen Jahren eingeführten 

„Jumbogruppen“ (Einbeziehung von pa-

tentgeschützten Medikamenten in Festbe-

tragsgruppen) nachhaltig das Bild des deut-

schen Absatzmarktes bei Vorständen und 

Experten. Die Einführung von Jumbogrup-

pen hat dem Image des Pharmastandortes 

Deutschland geschadet, aber nie zu wesent-

lichen Einsparungen im Gesundheitswe-

sen geführt. Die Diskussionen haben vor 

allem international den Eindruck hervorge-

rufen, dass im deutschen Gesundheitssys-

tem innovative Medikamente nicht aner-

kannt werden, der materielle Patentschutz 

ausgehöhlt wird und dass deshalb auch Er-

forschung und Entwicklung solcher Medika-

mente nicht in angemessener Form hono-

riert werden. Und dies, obgleich der Schutz 

geistigen Eigentums in Deutschland an sich 

in den Interviews von den Befragten grund-

sätzlich als beispielhaft gesehen wird.

Insgesamt betrachtet gehen die Maßnah-

men der Großen Koalition zur Stärkung des 

Pharmastandortes Deutschland in die rich-

tige Richtung. Speziell hervorzuheben sind 

die verschiedenen Forschungsinitiativen, 

die Exzellenzförderung und die Unterneh-

menssteuerreform. Hauptproblem aus der 

Sicht der nationalen und internationalen 

Entscheidungsträger ist in Deutschland die 

fehlende Verzahnung der relevanten Poli-

tikbereiche. Hierbei sollten alle Stufen der 

Wertschöpfungskette von der Grundla-

genforschung bis zum Absatz berücksich-

tigt werden. Die wirtschaftspolitischen 

Maßnahmen müssen im internationa-

len Kontext entwickelt werden. Die fort-

schreitende Globalisierung bedingt, dass 

es kaum Lösungen für nationale gesamt-

wirtschaftliche Probleme gibt, die losgelöst 

von der zunehmenden Verflechtung der 

Weltwirtschaft betrachtet und implemen-

tiert werden können. Im Hinblick auf die 

Attraktivität des Standortes Deutschland 

und die Wettbewerbsfähigkeit der inlän-

dischen (Pharma-)Unternehmen bedeutet 

dies, dass ein Erhalt oder Ausbau der relati-

ven Position gegenüber bestehenden und 

neuen Wettbewerbern anzustreben ist. 

Die zweite Handlungsempfehlung bezieht 

sich auf die außenwirtschaftlichen Effekte 

nationaler Wirtschaftspolitik. Bestimmte 

Einzelmaßnahmen können in einer ge-

schlossenen Volkswirtschaft zwar als we-

niger wünschenswert erscheinen. Jedoch 

kann es unter der Bedingung der Globa-

lisierung auch notwendig sein, zweit-

beste Lösungen zu akzeptieren, um im in-

ternationalen Standortwettbewerb nicht 

zurückzufallen. In einigen Politikberei-

chen, beispielsweise in der Steuer- oder 

der Industriepolitik, wären internationale 

Harmonisierungsanstrengungen grund-

sätzlich sinnvoll. Allerdings erweisen sich 

entsprechende Bestrebungen oftmals als 

überaus schwierig oder sind Bestandteil 

sehr langwieriger Verhandlungsprozesse. 

Die dritte Handlungsaufforderung be-

zieht sich auf die Nachhaltigkeit und die 

Konsistenz wirtschaftspolitischer Maß-

nahmen. Darunter ist zweierlei zu verste-

hen: Erstens deren Verlässlichkeit und die 

daraus folgende Planbarkeit und Investi-

tionssicherheit für die Unternehmen. Da-

mit geht vor allem einher, dass langfristig 

angelegte Programme gegenüber tempo-

rären Maßnahmen vorzuziehen sind. Nur 

dann sind vom Unternehmenssektor auch 

langfristig orientierte Entscheidungen zu-

gunsten eines Standortes zu erwarten. 

Zweitens bedingt Nachhaltigkeit die Kon-

sistenz von Maßnahmen und Programmen 

ebenso wie den Verzicht auf Einzelmaß-

nahmen, die nur Verzerrungen hervorru-

fen. Denn insbesondere die Auswertung 

der Experteninterviews hat ergeben, dass 

der Pharmastandort Deutschland vor al-

lem durch einen transparenten und in sich 

konsistenten Regulierungsrahmen ge-

stärkt werden kann.

HWWI/PwC (2008): Politik-Check Pharma-

standort Deutschland: Potenziale erkennen 

– Chancen nutzen, HWWI Policy Report Nr. 7, 

Hamburg. Download unter www.hwwi.org 

(Publikationen, HWWI Policy). 

Gutachten im Auftrag des Verbands Forschen-

der Arzneimittelhersteller e.V. (VFA).

HWWI POLICY
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Im Juni dieses Jahres ist es 60 Jahre her, dass die Soziale Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland etabliert wurde: In den sechs 

Jahrzehnten, die seitdem vergangen sind, ist die Soziale Marktwirtschaft zu einem Markenzeichen deutscher Politik geworden. Ange-

sichts der in Deutschland derzeit vorherrschenden wirtschaftspolitischen Orientierungslosigkeit ist zu hoffen, dass der „runde Geburts-

tag“ der Sozialen Marktwirtschaft dazu Anlass geben wird, erneut über die Grundlagen unserer Wirtschaftsordnung zu diskutieren. 

Von Joachim Zweynert

60 Jahre Soziale Marktwirtschaft

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren sich 

die Gebildeten des Landes erstaunlich 

schnell darüber einig, dass es gerade der 

Kapitalismus gewesen sei, der die Kata-

strophe der Nazi-Diktatur mit verursacht 

habe. Wie zeitgenössische Meinungsum-

fragen belegen, herrschte auch innerhalb 

der Bevölkerung weitgehend Konsens dar-

über, dass eine sozialistische Ordnung an-

zustreben sei. Solche liberalen Denker 

wie Walter Eucken und seine Mitstreiter, 

die bereits während der Nazi-Diktatur in 

den Freiburger Widerstandskreisen eine 

freiheitliche und marktliche Nachkriegs-

ordnung entworfen hatten, waren hoff-

nungslos in der Defensive. Das Konzept der 

Sozialen Marktwirtschaft kann nur vor die-

sem Hintergrund verstanden werden. 

Den Begriff „Soziale Marktwirtschaft“ hatte 

Alfred Müller-Armack in seinem Buch „Wirt-

schaftslenkung und Marktwirtschaft“ 1947 

eingeführt. Müller-Armack war Ökonom 

und Soziologe. Wohl deshalb war ihm kla-

rer als anderen, dass eine Marktwirtschaft 

in Deutschland nur zu verwirklichen war, 

wenn man die Vorbehalte der Menschen 

gegenüber dem Markt bei der Gestaltung 

der Wirtschaftsordnung berücksichtigt. 

Die Soziale Marktwirtschaft bezeichnete er 

auch als eine „irenische“, also eine „Versöh-

nungsformel“, die darauf abzielte, ideologi-

sche Gegensätze zwischen den politischen 

Lagern zu mildern. Sein Reformkonzept war 

einerseits klar im wirtschaftlichen Libera-

lismus verwurzelt. Andererseits berück-

sichtigte es die typisch deutsche Sehnsucht 

nach gemeinschaftlicher Geborgenheit, 

was auch eine negative Einstellung gegen-

über zu großen sozialen Unterschieden be-

inhaltet. Damit gilt: Es handelt sich weniger 

um einen Mittelweg zwischen Kapitalis-

mus und Sozialismus als vielmehr um ei-

nen Kompromiss zwischen einer modernen 

Wirtschaftsordnung und den mentalen 

Modellen weiter Teile der Bevölkerung. 

Ludwig Erhard selbst stand in theoreti-

scher Hinsicht den Ordoliberalen und sei-

nem engen wirtschaftspolitischen Berater 

Wilhelm Röpke viel näher als Müller-Ar-

mack. Als Politiker aber begriff er sehr gut, 

wozu Müller-Armacks Pleonasmus gut war. 

So schrieb er bereits 1943/44, der Staat 

könne „immer nur die Wirtschaftsordnung 

verwirklichen, die der Vorstellung des Vol-

kes in wirtschaftlicher und sozialer Hin-

sicht entspricht“. 

Immer wieder beklagen Ökonomen heute, 

weder bei den Politikern, noch bei der Be-

völkerung Gehör zu finden. Was wirtschaft-

lich Not tue, sei seit langem bekannt, lasse 

sich politisch aber nicht durchsetzen. Un-

zweifelhaft besteht die Hauptaufgabe der 

Wirtschaftswissenschaft darin, zu zeigen, 

was wirtschaftlich vernünftig ist. Aber die 

zunehmende Spezialisierung innerhalb der 

Wissenschaft wie auch zwischen Wissen-

schaft und Politik machen den Austausch 

zwischen beiden Welten immer schwie-

riger. Gerade die Herausforderungen, die 

die Globalisierung mit sich bringt, macht 

es immens wichtig, den Menschen wirt-

schaftliche Sachzusammenhänge zu er-

klären und Antworten in einer Sprache 

zu formulieren, die den Vorbehalten und 

Ängsten der Bevölkerung Rechnung trägt. 

Dafür bedarf es der Brückenbauer wie Lud-

wig Erhard , Alfred Müller-Armack und Wil-

helm Röpke, einer Spezies indes, die umso 

mehr vom Aussterben bedroht ist, als an 

den Universitäten mehr und mehr Lehr-

stühle für Wirtschaftspolitik nicht mehr 

besetzt oder umgewidmet werden und die 

Zahl der Politiker mit volkswirtschaftlicher 

Ausbildung immer weiter abnimmt. 

Was geschieht, wenn Politiker die funda-

mentale Einsicht verlieren, dass man die 

Bevölkerung auf dem Weg der Reformen 

mitnehmen muss, ließ sich sowohl an den 

Reaktionen auf die „Hartz IV“-Reformen als 

auch am relativen „Absturz“ der CDU/CSU 

bei der Bundestagswahl des Jahres 2005 

geradezu idealtypisch studieren. Die Ge-

fahr ist greifbar, dass die großen Parteien 

daraus den Schluss ziehen, dass tiefgrei-

fende Reformen einfach nicht vermittelbar 

seien. Die Rückbesinnung auf die Anfänge 

der Sozialen Marktwirtschaft scheint auch 

deshalb dringend geboten zu sein.

Der sechzigste Jahrestag der Einführung der 

Sozialen Marktwirtschaft ist einerseits ein 

Grund zur Freude, handelt es sich doch um 

eine besondere Erfolgsgeschichte und gehört 

sie doch zu den auch international bekanntes-

ten Markenzeichen der deutschen Politik. An-

dererseits zeugt eine gewisse Orientierungs-

losigkeit in der deutschen Wirtschaftspolitik 

davon, dass das ordnungspolitische Funda-

ment der Sozialen Marktwirtschaft heute in 

Vergessenheit zu geraten droht. 

Gemeinsam mit weiteren Forschungseinrich-

tungen, Think Tanks und Verbänden der mit-

telständischen Wirtschaft veranstalten das 

HWWI und das Wilhelm-Röpke-Institut des-

halb am 19. und 20. Juni an der Friedrich-Schil-

ler-Universität in Jena ein großes wissen-

schaftliches Symposium sowie einen Festakt 

zum 60. Geburtstag der Sozialen Marktwirt-

schaft, im Rahmen dessen unter anderem der 

ehemalige Bundespräsident Prof. Dr. Roman 

Herzog eine Rede halten wird.

Unsere Internetpräsenz unter: 

www.60jahresozialemarktwirtschaft.de

60 Jahre
Soziale Marktwirtschaft

D
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Die Weltmarktpreise für viele Nahrungsmittel erreichten in diesem Jahr neue Höchststände. Der Preisanstieg begann im Vergleich zu In-

dustrie- und Energierohstoffen, bei denen er bereits vor sechs Jahren einsetzte, erst spät und nur allmählich, beschleunigte sich dann je-

doch deutlich, insbesondere in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres. Seit Anfang 2006 haben sich Getreide, Ölsaaten und Öle in US-

Dollar um durchschnittlich 140 Prozent verteuert, in Euro waren es 90 Prozent. Bei Weizen und pflanzlichen Ölen wurde der Höchststand 

zumeist im Februar und März dieses Jahres erreicht, während Mais, Gerste und vor allem Reis sich auch danach weiter verteuerten. 

Von Klaus Matthies

Gründe für den Preisauftrieb sind eine an-

haltend kräftige Nachfrage bei knappem 

Angebot – eine Folge schlechter Ernten, 

aber auch mangelnder Produktivitätsfort-

schritte in der Landwirtschaft – sowie stei-

gende Kosten für Düngemittel, Transporte 

und Maschineneinsatz infolge erhöhter 

Energiepreise. Geringere Ernteerträge in 

den letzten beiden Jahren ließen die La-

gerbestände an Getreide und Ölsaaten auf 

dem niedrigsten Stand seit Mitte der 70er-

Jahre sinken. Durch Trockenheit in wich-

tigen Erzeugerländern sank vor allem die 

globale Weizenproduktion deutlich.

Die aktuellen Preisrekorde, die vor allem 

die Bevölkerung in armen Ländern, die ei-

nen großen Teil ihres Einkommens für Nah-

rung ausgibt, treffen, relativieren sich, 

wenn sie in Beziehung zur generellen Prei-

sentwicklung in den Industrieländern ge-

setzt werden. Seit Jahrzehnten – mit einer 

Unterbrechung in den 70er-Jahren – haben 

sich international gehandelte Nahrungs-

mittel in den USA und in Europa real, das 

heißt deflationiert mit der Verbraucher-

preisentwicklung, tendenziell verbilligt. 

Bislang konnten die kräftigen Preissteige-

rungen ab Mitte dieses Jahrzehnts den Ab-

wärtstrend nur zum Teil korrigieren. Das 

gegenwärtige reale Preisniveau entspricht 

dem Stand von Mitte der 80er-Jahre.

Der zunehmende Bedarf an Nahrungsmit-

teln ist in erster Linie Folge größeren Wohl-

stands und damit einhergehender Ände-

rung von Essgewohnheiten (mehr Fleisch, 

Milchprodukte und Pflanzenöle) in Ent-

wicklungs- und Schwellenländern. Für den 

Rekordpreise bei Grundnahrungsmitteln

Preisanstieg bei Nahrungs- und Futtermit-

teln spielt aber auch die zunehmende kon-

kurrierende Nachfrage für die Erzeugung 

von Biotreibstoffen eine Rolle. Zwar ist der 

Anteil von Bioalkohol und Biodiesel am 

Weltangebot von Flüssigbrennstoffen mit 

rund 1½ Prozent noch verschwindend ge-

ring. Auf die Erzeugung der Biotreibstoffe 

entfiel jedoch fast die Hälfte der globalen 

Verbrauchszunahme bei Getreide und Öl-

saaten im Erntejahr 2006/2007, in erster Li-

nie als Folge der subventionierten Ethanol-

produktion aus Mais in den USA. Auch in 

Europa steigt der Anteil landwirtschaftli-

cher Flächen für Energiepflanzen. Argenti-

nien, größter Sojaexporteur und drittgröß-

ter Produzent von Sojabohnen, hat zum 

Schutz der heimischen Biodieselproduk-

tion die Steuern auf Sojaexporte drastisch 

erhöht und trägt so ebenfalls zum Anstieg 

der Nahrungsmittelpreise auf den Welt-

märkten bei.

In die gleiche Richtung wirkt sicherlich die 

politische Entscheidung in mehreren Län-

dern, zum Schutz der heimischen Bevölke-

rung vor Preiserhöhungen die Exporte von 

Nahrungsmitteln zu beschränken oder zu 

verteuern, unter anderem bei Weizen und 

Reis. Der besonders starke Anstieg der Reis-

preise in den letzten Monaten ist auch Folge 

des engen Marktes: Der weitaus größte Teil 

der Ernten wird in den Erzeugerländern ver-

braucht, lediglich 7 Prozent der Weltpro-

duktion werden international gehandelt. 

Die staatlichen Exportbeschränkungen ha-

ben zusammen mit der Zurückhaltung von 

privaten Reisexporteuren und Hortungs-

käufen den Markt weiter verengt. Schließ-

lich machen die jüngsten Verwüstungen 

des Wirbelsturms in Burma das Land, das 

zuletzt rund 2½ Prozent zur globalen Reis-

ernte beitrug und Reis exportierte, vermut-

lich bis erst einmal zum Reisimportland.

Mit höheren Ernteerträgen in der kom-

menden Saison dürfte sich die Lage an den 

Agrarmärkten entspannen. Größere Preis-

rückgänge auf breiter Front sind jedoch 

angesichts weiter kräftiger Nachfrage für 

Nahrungs- und Energiezwecke erst einmal 

nicht zu erwarten.

Ausgewählte Rohstoffe: Verteuerung seit 2006
Januar 2006 - Mitte Mai 2008¹, US-Dollar, Anstieg in %

Reale Getreidepreise und globale Getreidevorräte
1970-2008
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¹ Mais, Reis, Weizen. ² HWWI-Index Getreide, umbasiert 1970=100, Jahres-werte 
(2008: 1. Quartal), deflationiert mit Verbraucherpreisindizes.
Quellen: HWWI (Preise), US Department of Agriculture (Vorräte).
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